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Mit dem Aufkommen neuer Medien 
und sogenannter Influencer ist es 
schwer, zu entscheiden, wer wirklich 
Journalist ist und damit besondere 
Rechte geltend machen kann. In 
einem spektakulären Beschluss hat 
nun das Verwaltungsgericht Minden 
den Pressebegriff weit ausgelegt 
(Az.: 1 L 729/23). 

Es ging um einen Youtuber, der ins 
Landgericht Bielefeld zwei Smart-
phones, Stativ und Laptop mitneh-
men wollte. Geplant waren Bewegt-
bildaufnahmen vor und nach einer 
Verhandlung. Wegen eines drohen-
den Drehverbots suchte der Youtuber 
gerichtlichen Schutz. Er argumen-
tierte, er gehöre zur Presse. Dem 
stimmten die Mindener Richter zu.

 Es reiche für Pressetätigkeit aus, 
einen Youtube-Kanal zu haben. Dass 
der Kanal „angesichts der Anzahl der 
dort dokumentierten Abonnenten 
und Aufrufe wohl nur über eine be-
schränkte Reichweite verfügt“, sei un-
beachtlich. Es komme auf die poten-
tielle Reichweite der Angebote an, 
„die bei internetbasierten Angeboten 
unbegrenzt ist“. Man brauche auch 
keinen Presseausweis, da es ehren-
amtlich tätige Journalisten gibt. Nicht 
notwendig sei ein journalistisches 
Mindestniveau, allerdings sei „eine 
gewisse Strukturierung der Informa-
tionsweitergabe erforderlich“, sodass 
etwa Äußerungen in einem Chatroom 
nicht von der Pressefreiheit umfasst 
werden.  Der Berliner Presserechtler 
Malte Nieschalk erklärt gegenüber der 
F.A.Z., dass Youtubern eine anerken-
nenswerte Funktion bei der demokra-
tischen Willensbildung zukommt. 
Nieschalk weist jedoch darauf hin, 
dass beim Mindener Beschluss die 
Prüfung fehle, ob sich der Youtuber 
auf das datenschutzrechtliche Me-
dienprivileg berufen kann. Dabei geht 
es um das Verarbeiten personenbezo-
gener Daten ohne Einwilligung. Erst 
das Medienprivileg entbinde journa-
listische Tätigkeit von der Regulie-
rung durch die Landesdatenschutzbe-
hörden und von bestimmten 
Einschränkungen im Datenschutz. 
„Das Gericht hat diese Frage offenbar 
übersehen“, kritisiert Rechtsanwalt 
Nieschalk. 

Indes ist die Entscheidung nicht 
rechtskräftig, da eine Beschwerde 
beim Oberverwaltungsgericht Nord-
rhein-Westfalen anhängig ist (Az. 15 
B 917/23). Der Gerichtstermin, an-
lässlich dessen gefilmt werden sollte, 
ist zwar inzwischen verstrichen. Doch 
die Bielefelder Gerichtsbehörde will 
wohl genauer klären lassen, wie sie 
sich gegenüber Youtubern verhalten 
darf. Man erhofft sich vermutlich kla-
re Leitplanken für die Formulierung 
künftiger sitzungspolizeilicher Anord-
nungen. JOCHEN ZENTHÖFER

Presse ist  
fast jeder
Verwaltungsgericht 
Minden fällt 
spektakuläres Urteil

großer gesellschaftlicher Bedeutung – die 
Frage nach Geschlechtergerechtigkeit in 
der Sprache – für identitätspolitische Zwe-
cke von rechts instrumentalisiert.“ Die 
Formel „Genderkritik = rechts“ wird in-
zwischen auch in manchen Medien als un-
hinterfragte Selbstverständlichkeit ver-
breitet. Es ist ein lupenreines Ad-
personam-Argument, das seinen 
Verwendern die Mühe einer sachbezoge-
nen, sprachwissenschaftlichen Auseinan-
dersetzung erspart.

In eine ähnliche Richtung weist eine 
aktuelle Äußerung von Sabine Krome, 
Leiterin der Geschäftsstelle des Rats für 
deutsche Rechtschreibung in Mannheim: 
„All diejenigen lehnen geschlechterge-
rechte Sprache ab, die das Anliegen, alle 
Menschen gleichwertig zu betrachten, 
nicht akzeptieren können.“ Unvermutet 
sieht sich der Genderskeptiker als Verfas-
sungsfeind diskreditiert. Wer das Gen-
dern kritisiert, ist also einer, der anderen 
Menschen ihre Gleichwertigkeit ab-
spricht? Andere prominente Debatten-
teilnehmer wie der Sprachwissenschaftler 
Anatol Stefanowitsch sehen hinter der 
Kritik am Gendern weniger politische 
Motive, es stecke oft schlicht nur „Frauen-
feindlichkeit“ dahinter. 

Sprachliche Zwangsfixierungen, Rechts -
lastigkeit, Hadern mit der Gleichberechti-
gung, Frauenfeindlichkeit: Wer Gendern 
kritisiert, muss sich auf schweres Geschütz 
aus der Fankurve einstellen. Ein weiterer 
Begriff, der aktuell Karriere macht, ist 
„Sprachpolizei“. Genderkritiker gelten nun 
als diejenigen, die fortschrittlichen Men-
schen in autoritärer Manier die Freiheit des 
sprachlichen Ausdrucks rauben wollen. Es 
entbehrt dabei nicht der Ironie, dass ausge-
rechnet diejenigen, die den Einsatz des 
genderneutralen Maskulinums zum Tabu 
erklärt haben (und daher eine Sprache er-
funden haben, deren einziger Zweck darin 
besteht, diese verteufelte Sprachform zu 
meiden), ihren Kritikern „sprachpolizeili-
che“ Ambitionen unterstellen. Die Kritik 
der Mainzer Genderlinguistin Damaris Nü-
bling zielt in eine andere Richtung. Als Re-
aktion auf einen im letzten Sommer veröf-
fentlichten Aufruf von Sprachexperten, die 
die Genderpraxis von ARD und ZDF kriti-
sieren (linguistik-vs-gendern.de) weist sie 
dezidiert auf das fortgeschrittene Alter ei-
niger Unterzeichner hin, als ob die verdien-
ten Emeriti ihren linguistischen Sachver-
stand nach Erreichen des Pensionsalters 
verloren hätten. Wäre nicht etwas Respekt 
vor der beeindruckenden Lebensleistung 
von Fachkollegen ein schlichtes Gebot des 
Anstands? Nübling garniert ihre Kollegen-
schelte gerne noch mit dem Begriff „arm-
chair-Linguistik“ und komplettiert damit 
das Bild des grantelnden Alten im Lehn-
stuhl, auf dessen Gezeter die junge Gene-
ration der progressiven Genderwilligen 
nicht mehr hören muss.

W
oher kommen all diese Zerr-
bilder? Schließlich teilen die 
Genderkritiker sämtlich 
unsere Grundwerte von 

Gleichberechtigung und Gleichwertigkeit 
aller Menschen. Uneinigkeit herrscht le-
diglich in der Frage, ob Gendersprache ein 
geeignetes Mittel ist, das Projekt der 
Gleichberechtigung zu fördern. Woher 
rührt also diese zunehmende Aggressivität 
in der Debatte? Warum all die wohl plat-
zierten Schüsse tief unter die Gürtellinie? 

Macht sich hier Nervosität bei den einst so 
Siegesgewissen breit? 

Jahrelang konnten die Streiter für 
gendersensible Rede ihr Projekt relativ 
ungestört unterhalb des Radars der öf-
fentlichen Wahrnehmung vorantreiben. 
Fleißige Gleichstellungsbeauftragte in 
Universitäten und Stadtverwaltungen 
feilten in aller Ruhe an Leitlinien für 
den „geschlechtergerechten“ Sprachge-
brauch (wobei sich dieser Fleiß nicht 
selten darin erschöpfte, bei bereits be-
stehenden Leitfäden anderer Institutio-
nen abzuschreiben). Die Ächtung des 
inklusiven Maskulinums (fälschlicher-
weise als „männliche Form“ bezeichnet) 
fand Eingang in gesetzliche Verordnun-
gen. Stadtverwaltungen führten den 
Genderstern ein. 

E
ine Zäsur trat ein, als sich der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk 
im Jahr 2020 deutlich ver-
nehmbar in die Avantgarde der 

Gendersprachenbewegung einreihte – 
und damit wieder einmal seine bedenkli-
che politische Einseitigkeit offenbarte. 
Seitdem werden die Kritik an Sprachreg-
lements und institutionellen Sprachvor-
gaben zunehmend heftiger und die Öf-
fentlichkeit wachsamer. Bürgerbegehren 
gegen die Verwendung von Genderfor-
men in Amtstexten werden auf den Weg 
gebracht (wie etwa in Hamburg oder Ba-
den-Württemberg). Zahlreiche Zei-
tungsartikel, Bücher, Aufsätze erschei-
nen. Das Thema wird von allen Seiten 
kritisch und im Detail beleuchtet. Erst 
vor Kurzem ist die beeindruckend um-
fangreiche Monographie „Studien zum 
genderneutralen Maskulinum“ aus der 
Feder des Sprachhistorikers Eckhard 
Meineke erschienen, die akribisch und 
nüchtern mit allen zentralen Mythen der 
feministischen Linguistik, der zufolge 
die deutsche Sprache reparaturbedürftig 
ist, aufräumt. In dieser grellen Beleuch-
tung wird klar: Der „Kaiser Genderspra-
che“ steht ziemlich nackt da. Kritiker ha-
ben in den letzten Jahren Argument für 
Argument gründlich zerpflückt: 

– Das generische Maskulinum – eine 
‚diskriminierende‘ Sprachform? Empi-
risch nicht belegbar und dem allgemei-
nen Sprachgebrauch widersprechend. 
Alle aktuellen Umfragen zeigen, dass 80 
Prozent  der Bevölkerung das ebenso 
einschätzen. 

– Die These von der angeblichen 
„Unsichtbarkeit“ der Frau im Deut-
schen: bei näherer Betrachtung offen-
sichtlich aus der Luft gegriffen. Frauen 
verfügen im Deutschen sogar über eine 
eigene Endung (-in), weshalb sie auf 
sprachlicher Ebene deutlich „sichtba-
rer“ als Männer sind. 

– Studien, die angeblich belegen, dass 
Rezipienten beim inklusivem Maskulinum 
stets nur an Männer denken: nicht reprä-
sentativ, von dürftigem Studiendesign und 
zweifelhafter Aussagekraft. 

– Die Rede von der beim geschlechts-
neutralen Maskulinum angeblich nur 
„mitgemeinten“ Frau ignoriert die Sprach-
struktur unserer Sprache, insbesondere die 
Existenz von „markierten“ und „unmar-
kierten“ Formen (Jacobson). Und sie igno-
riert den etablierten Sprachgebrauch. 

Hinter dem Konzept der „geschlechter-
gerechten Sprache“ steckt bei Licht bese-
hen ein reichlich unterkomplexes und 

mechanistisches Verständnis von Spra-
che. In den Augen der Gendersprachpro-
pagandisten sind Wörter gleichsam wie 
Knöpfe, die beim Niederdrücken verläss-
lich bestimmte Bilder in die Hirne der 
Menschen zaubern (daher eigne sich 
Sprache auch so gut zur Schaffung eines 
fortschrittlichen Bewusstseins). Der 
Knopf „Genus Maskulinum“ erzeugt laut 
dieser Theorie vorrangig Bilder von Män-
nern. Dieses Konzept hat mit der Sprach-
wirklichkeit, in der es vor allem um Be-
deutungen geht und nicht um „Bilder“, 
nichts zu tun. Die Bedeutung von Wör-
tern ergibt sich aus ihrem Gebrauch 
durch die Sprachgemeinschaft und aus 
dem Kontext, in dem sie verwendet wer-
den. Und die Sprachgemeinschaft der 
Deutschsprecher hat sich belegbar seit 
rund 1200 Jahren darauf  geeinigt, dass 
Wörter wie „Nachbarn“, „Einwohner“ 
oder „Freunde“ Menschen jeglichen Ge-
schlechts bezeichnen. Femi nistische Lin-
guistinnen behaupten seit den 80er-Jah-
ren jedoch beharrlich, dass Nachbarn, 
Einwohner und Freunde nur Männer sein 
können. Weniger zugespitzt: Es sei hier 
primär der Mann gemeint, die Frau allen-
falls „mitgemeint“. Der Beweis für diese 
kühne These ist ihnen auch nach zahlrei-
chen psycholinguistischen Studien nicht 
gelungen. Das hält die Redaktion des 
Dudens, seit Jahren fest auf feministi-
scher Spur, nicht davon ab, den „Nach-
barn“ in ihrer aktuellen Ausgabe wie folgt 
zu definieren: „männliche Person, die in 
jemandes [unmittelbarer] Nähe wohnt“. 
Diese Definition fußt auf Ideologie, nicht 
auf Sprachwissenschaft. 

Die Kritik am Gendern lässt nicht 
nach. Der allgemeine Unmut über das 
wohl gut gemeinte, aber schlecht ge-
machte Spracherziehungsprogramm 
wächst. Da die Befürworter und Nutznie-
ßer des „gendergerechten“ Sprachum-
baus bemerken, dass die eigenen unhalt-
baren Behauptungen nicht mehr 
verfangen so wie früher, sondern wider-
legt sind, sehen sie sich gezwungen, – 
Schopenhauers letztem Kunstgriff fol-
gend – die Strategie zu ändern und den 
Debattengegner auf persönlicher Ebene 
anzugreifen und ins moralische Zwielicht 
zu stellen. Die Ebene der produktiven 
Debatte wurde längst schon verlassen. 
Nun geht es darum, den Gegner als Per-
son unglaubwürdig (rechts, rückständig, 
zwanghaft, frauenfeindlich, vergreist) er-
scheinen zu lassen. Und hier ist, wie an-
fangs schon ausgeführt, der Umkehr-
schluss erlaubt: Wer den Gegner als 
Person attackiert und beleidigt, der hat 
auf der Ebene der sachlichen Argumente 
schon lange den Rückzug angetreten. 
Manch einer, wie der erwähnte Sprach-
wissenschaftler Anatol Stefanowitsch, 
träumt in dieser heiklen Lage davon, das 
Genderprojekt jetzt einfach –  wie  seiner-
zeit die große Rechtschreibreform –  auch 
gegen den Willen der großen Mehrheit 
der Bevölkerung durchzuziehen. So äu-
ßerte sich der Professor zumindest un-
längst in einem ZDF-Interview. Es ist vo-
rauszusehen, dass der Preis für ein 
solches Vorgehen ein hoher sein wird. 

Der studierte Germanist und Musiker Fabian 
Payr ist Autor des Buches „Von Menschen und 
Mensch*innen. 20 gute Gründe, mit dem Gen-
dern aufzuhören“. Er ist Initiator des Aufrufs lin-
guistik-vs-gendern.de.

A
rthur Schopenhauer hat um 
1830 ein kluges Buch über das 
Argumentieren geschrieben: 
„Eristische Dialektik oder Die 

Kunst Recht zu behalten“. Als letzten 
„Kunstgriff“ in einer langen Liste von 
rhetorischen Tricks erwähnt der Philo-
soph dort die Ad-personam-Technik: 
„Wenn man merkt, daß der Gegner über-
legen ist und man Unrecht behalten wird, 
so werde man persönlich, beleidigend, 
grob.“ Dieser Debattenkunstgriff erfreut 
sich auch lange nach Schopenhauers Tod 
großer Beliebtheit. Trifft man auf ihn, ist 
auch der Umkehrschluss erlaubt: Wer da-
rauf umschwenkt, sich in unredlicher 
Weise an der Person des Gegners abzu-
arbeiten oder ihn zu beleidigen, dem sind 
mit hoher Wahrscheinlichkeit die Sachar-
gumente ausgegangen. 

Auf dem erbittert beackerten Debatten-
feld Gendersprache erfreut sich Schopen-
hauers letzter Kunstgriff derzeit großer 
Beliebtheit. Besonders Kritiker der mora-
lisch begründeten Sprachmodifikationen 
sehen sich derzeit verstärkt Anwürfen 
ausgesetzt, die unmittelbar ihre persönli-
che Integrität infrage stellen. Angegriffen 
wird zunehmend nicht mehr ihr Stand-
punkt, ihre Meinung, ihr Argument, son-
dern ihre Person. Hier stellen sich zwei 
Fragen: Was treibt die Freunde des Gen-
derns dazu, ins rhetorisch robuste Regis-
ter zu wechseln und ihre Debattengegner 
ins Zwielicht zu stellen? Zweite Frage: 
Wie lässt sich ein solches Ausweichen auf 
unredliche rhetorische Kunstgriffe mit 
den hehren moralischen Ansprüchen in 
Einklang bringen, mit denen die Fürspre-
cher einer inklusiven und sensiblen Spra-
che angetreten sind?

Einige aktuelle Beispiele: Der Kolum-
nist Sascha Lobo, bekennender Gender-
sprachennutzer, attestierte Kritikern sei-
nes Sprachgebrauchs unlängst in einem 
„Spiegel“-Artikel „konservative Fragili-
tät“. Darunter sei eine Art Hyperempfind-
lichkeit zu verstehen, die darin münde, 
dass „selbst zarte Unannehmlichkeiten 
oder sanfte Irritationen zum Angriff um-
gedeutet werden“. Genderskeptiker seien 
derart fixiert auf ihr Thema, dass sie ange-
sichts gegenderter Sprache permanent 
„explodierten“ und „ausflippten“. Durch 
diese konservative Fixierung falle es man-
chen Kritikern schwer, „das Geschehen 
unvoreingenommen wahrzunehmen“. Der 
Genderkritiker wird von Lobo quasi im 
pathologischen Bereich einer Zwangsstö-
rung angesiedelt. Dies, so fährt der Ko-
lumnist fort, sei durchaus nicht ungefähr-
lich, denn „schwache, sich nicht ihrer 
Identität gewisse Konservative können in 
ihrem Schwarz-Weiß-Schema sogar die 
Brandmauer zur AfD überspringen.“ 

Womit wir gleich beim zweiten Stempel 
angelangt sind, der Genderkritikern seit 
Langem gerne aufgedrückt wird: die an-
gebliche rechte Gesinnung (wobei 
„rechts“ hier das gesamte Spektrum von 
verhalten konservativ bis rechtsradikal ab-
deckt). Diese Platzierung in der politi-
schen Schmuddelecke darf als der Ad-per-
sonam-Klassiker in der Genderdebatte 
gelten. Ganze Bücher wurden hierzu 
schon geschrieben. Etwa die Schrift 
„Sprachkampf –  Wie die Neue Rechte die 
deutsche Sprache instrumentalisiert“ von 
Henning Lobin, dem Direktor des Leibniz-
Instituts für Deutsche Sprache (IDS) in 
Mannheim. Sein Buch ist über weite Stre-
cken kaum mehr als eine Fundamentalab-
rechnung mit dem Verein Deutsche Spra-
che (VDS), der sich seit einigen Jahren 
gegen das Gendern wendet. Lobin spürt in 
der bisweilen kämpferischen Rhetorik die-
ses Vereins vermeintlich rechten Narrati-
ven nach, die auch bei Parteien wie der 
AfD zu finden seien. Wer Lobins Buch 
liest, dem drängt sich zusehends der Ein-
druck auf: Kritik am Gendern wird in ers-
ter Linie aus dem rechten Lager geäußert.

Dieses Amalgam von Genderkritik und 
Rechtslastigkeit hat sich in der Debatte 
ums Gendern bei seinen Befürworten als 
sehr stabiles und effizientes Narrativ etab-
liert. Als das Kultusministerium in Sach-
sen kürzlich nochmals bekräftigte, die 
Verwendung von Gendersonderzeichen 
an sächsischen Schulen als Fehler zu wer-
ten (was lediglich der aktuellen Einschät-
zung des Rechtschreibrates entspricht), 
meldete sich eine Initiative von Sprachwis-
senschaftlern zu Wort, die das „Gender-
Verbot“ scharf kritisierte. Ihr Argument: 
„Hier wird ein sprachliches Thema von 

Die Befürworter des 
Genderns gehen ihre 
Kritiker mit persönlichen 
Angriffen an. Das reicht 
bis zum Vorwurf der 
Zwangsstörung. 

Von Fabian Payr 

Schmutzige Waffen im Sprachkampf

Was weist der Duden aus? Auch dort hat das Gendern begonnen. Foto Imago

ARD tritt etwas kürzer

Der ARD-Vorsitzende Kai Gniffke hat die 
Sparanstrengungen der Sender  bekräftigt. 
Der „Welt am Sonntag“ sagte er, die ARD 
wolle den generellen Aufwand  verringern. 
In  sozialen Medien stelle man ein Viertel  
der (zurzeit 692) Accounts ein.   F.A.Z.

schen Rundfunks, Gabriele Holzner. Auf 
die Verkehrshinweise für die hessischen 
Autobahnen müssten die Hörer indes 
nicht verzichten.  Spielten die Frankfurter 
Eintracht oder Darmstadt 98 am Sonntag-
abend in der Fußball-Bundesliga, müssten 
die Hörer auf die Live-Schalten ebenfalls 
nicht verzichten. F.A.Z.

gerufen, mehr miteinander zu kooperie-
ren. Dafür bieten sich natürlich Sendestre-
cken außerhalb der Primetime des Radios 
an, deren Inhalte nicht primär regional ge-
prägt sind. Genau das – eine gemeinsame 
Sendung –  probieren wir jetzt mit den Kol-
leginnen und Kollegen im Südwesten aus“, 
sagte  die Programmdirektorin des Hessi-

hr1 und SWR1 im Klub

Die Radiokanäle hr1 und SWR1 haben 
sonntags von 21 Uhr an künftig ein ge-
meinsames Sendegebiet. Vom 3. Septem-
ber an übernimmt  hr1 dann die Sendung  
„Musik Klub Soul“ des Südwestrundfunks. 
„Wir werden als ARD immer wieder auf-

Kurze Meldungen

Der Pharmakologe Roland Seifert hat  
mit Doktoranden untersucht, wie im 
„Tatort“ Medikamente verabreicht 
und dargestellt werden. Auslöser sei 
der Eindruck  gewesen, dass dort  
manchmal etwas nicht stimmt, sagte 
der Direktor des Instituts für Pharma-
kologie an der Medizinischen Hoch-
schule Hannover dem Evangelischen 
Pressedienst (epd). Als dann in einem 
Dresdner „Tatort“ bei einem allergi-
schen Schock ein offensichtlicher Be-
handlungsfehler gezeigt wurde, sei 
sein Forscherehrgeiz geweckt wor-
den. „Da wurde ohne Not etwas falsch 
dargestellt. Der Fehler hätte vermie-
den werden müssen.“ Zwar sei es 
denkbar, über unkritische Fehler hin-
wegzusehen. „Aber gefährlich wird 
es, wenn etwas grob falsch dargestellt 
wird.“ So gebe es  „Tatort“-Fälle, bei 
denen Psychopharmaka  eine Rolle 
spielten. „Da heißt es dann, derjeni-
ge, der das nimmt, wird zum Zombie, 
oder man erkennt schon auf den ers-
ten Blick, dass jemand durch ein Mit-
tel regelrecht auf Drogen gesetzt 
wirkt.“ So  würden die Mittel und  ihre 
Verabreichung  in  falschen Zusam-
menhang gebracht. Auch Pauschal-
aussagen zu Wirkweisen gebe es. 
„Nehmen wir das Beispiel von ADHS. 
Da wird in einer ,Tatort‘-Folge Ritalin 
als Medikament zur Leistungssteige-
rung regelrecht glorifiziert.“ Die „Ne-
gativseite, dass Menschen durch die 
häufige Einnahme von Ritalin eben 
auch in ein tiefes Loch fallen können, 
wird nicht gezeigt oder auch nur the-
matisiert“. Es gehe nicht  darum, den 
„Tatort“ schlechtzureden. Tatsächlich 
gebe es auch positive Darstellungen. 
Die Doktorarbeiten seien den „Tat-
ort“-Redaktionen bekannt, sagte Sei-
fert. „Ob aber zukünftig mehr darauf 
geachtet wird, wie Medikamente im 
,Tatort‘ präsentiert werden, wissen 
wir nicht.“  epd/F.A.Z.

Bittere Pille
Pharmakologe rügt 
Darstellung im „Tatort“

Am 1. September soll Ulrike Demmer 
das Amt der Intendantin beim Rund-
funk Berlin-Brandenburg (RBB) 
übernehmen, einen Anstellungsver-
trag hat sie aber noch nicht. Der Ver-
waltungsrat wollte diesen eigentlich 
am  vergangenen Freitag  beschließen, 
doch konnte sich das Gremium nicht 
einvernehmlich auf den Vertrag eini-
gen. Um das Gehalt von Ulrike Dem-
mer, das bei maximal 230.000 Euro 
pro Jahr liegen soll, geht es dem Ver-
nehmen nach nicht. Am kommenden 
Donnerstag, 31. August, einen Tag 
vor Demmers  avisiertem Dienstbe-
ginn, trifft sich der RBB-Verwal-
tungsrat nun abermals. Dann soll ihr 
Vertrag durchgehen.

Damit bleibt es in dem Sender, der 
im Sommer des vergangenen Jahres 
angesichts der Miss- und Vettern-
wirtschaftsvorwürfe gegen die dann 
fristlos gekündigte Intendantin Pa -
tricia Schlesinger (die sie allesamt 
zurückweist) in die Krise gerutscht 
ist, spannend. Nach Schlesinger hatte 
die WDR-Verwaltungsdirektorin 
Katrin Vernau als Interimsintendan-
tin den RBB vor der Pleite bewahrt. 
Vernau hätte bekanntlich gerne wei-
tergemacht, doch hatte sie sich nicht 
in das offizielle Bewerbungsverfah-
ren begeben. So lief es, nachdem alle 
anderen Kandidatinnen und Kandi-
daten abgesprungen waren, auf die 
Journalistin und frühere Regierungs-
sprecherin Ulrike Demmer hinaus, 
die am 16. Juni im vierten Wahlgang, 
als es keinen Gegenkandidaten mehr 
gab, im Rundfunkrat mit 16 Stimmen 
gewählt wurde. Eine Stimme weni-
ger, wie im Wahlgang zuvor, in dem 
Demmer auch schon keine Konkur-
rentin mehr hatte, und sie wäre nicht 
Intendantin geworden.

Ihren Dienstbeginn beobachtet  der 
Personalrat des RBB mit Skepsis und 
knüpft hohe Erwartungen an die 
neue Chefin. Die Krise des Senders  
sei noch nicht bewältigt, sagte die 
Vorsitzende des Personalrats, Sabine 
Jauer, im Gespräch mit dem Evange-
lischen Pressedienst (epd). Man er-
warte von  der Intendantin, dass sie 
sich schnell einarbeite  und die be-
gonnenen Reformen fortsetze. Wir 
sind nach wie vor im Krisenmodus“, 
sagte  Jauer.  Mit Blick auf den aber-
maligen Wechsel an der Spitze des 
RBB binnen eines Jahres nehme sie 
im Sender nicht  Aufbruchstimmung 
sondern Besorgnis wahr. Auf die 
neue Intendantin komme einiges zu.

 „Auch wenn das Programm im 
Mittelpunkt steht“, sagte Jauer, „so 
gibt es doch enormen Handlungsbe-
darf in unseren Geschäftsprozessen, 
in Verwaltung und Management“.  
Die Kollegen im Sender erwarteten 
„Klartext“ und „eine verlässliche 
Perspektive“. Ulrike Demmer müs-
sen sagen, wo der RBB in fünf Jahren 
stehen solle, wenn es keine Erhö-
hung des Rundfunkbeitrags gebe; 
wichtig sei auch, welche Rolle der 
RBB in der ARD spielen solle. Der 
Sender hatte zuletzt aus Kostengrün-
den das „Mittagsmagazin“ im ersten 
Programm an den MDR abgegeben. 
Die von Einsparungen betroffenen 
Kollegen bräuchten eine Perspektive, 
sagte die Personalratschefin Jauer im 
Gespräch mit epd. „Und nicht zu-
letzt, nach den Erfahrungen der 
Schlesinger-Ära“, höre sie, sagt Sabi-
ne Jauer,  „von vielen, sie wünschen 
sich von der neuen Intendantin vor 
allem Bescheidenheit und Demut vor 
der Aufgabe.“ miha.

Chefin 
ohne 
Vertrag
Am Freitag soll Ulrike 
Demmer beim RBB 
antreten, doch noch hat 
sie kein Arbeitspapier

Der SWR-„Tatort“ aus Ludwigshafen 
schickt  zwei langjährige Mitspieler in 
den Ruhestand. Annalena Schmidt 
und  Peter Espeloer werden Anfang 
2024 in der Episode „Avatar“ zum 
letzten Mal zu sehen sein. Schmidt 
spielt die Kriminalassistentin Edith 
Keller, Espeloer den Chef der Spu-
rensicherung, Peter Becker. Die bei-
den haben ihre Figuren seit 1998 in 
66 Filmen der Reihe gespielt. Man sei 
beiden sehr dankbar, dass sie den 
Ludwigshafener „Tatort“ über 25 
Jahre hinweg „mit ihren Figuren per-
sönlich bereichert haben“, sagte der 
zuständige SWR-Abteilungschef 
Manfred Hattendorf, sie hätten „auf 
jeweils eigene Art prägnante Figu-
ren“ geschaffen. Den Part der Kom-
missarinnen übernehmen im Lud-
wigshafener „Tatort“ nach wie vor 
Ulrike Folkerts (seit 1989) und Lisa 
Bitter (seit 2014).  Vor fünf Jahren 
hatte der SWR die Rolle des Kom-
missars Mario Kopper, den Andreas 
Hoppe seit 1996 gegeben hatte, aus 
der Reihe hinausgeschrieben.  miha.

Prägnant
Abgänge beim „Tatort“


